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Mitarbeiter: 35       Leiter: Reinhold Ranz

Umwelt- und Arbeitsschutz

Erstellung der Hochwassergefahrenkarten

Das schwere Hochwasser an 
der Elbe im Jahr 2002 gab 

den Anstoß zu einer EU-weiten 
Hochwasser-Managementpla-
nung. In jedem Einzugsgebiet 
eines Flusses sollen die Beurtei-
lung der Überschwemmungs-
gefahr, das Risiko von Hoch-
wasserschäden und das Vorge-
hen im Hochwasserfall nach 
einheitlichen Vorgaben zusam-
mengestellt werden.

Die EU-Hochwasser-Risiko- 
Management-Richtlinie (HWRM-
RL) vom 23.  Oktober 2007 
wurde mit der Neufassung des 
Wasserhaushaltsgesetzes vom 
1. März 2010 in nationales Recht 
übertragen. Mit den Regelungen 
aus der HWRM-RL soll ein Rah-
men geschaffen werden, um 
die Hochwasserschäden in ih-
ren Auswirkungen auf die vier 
Schutzgüter Gesundheit, Um-
welt, Kulturerbe und wirtschaft-
liche Tätigkeiten zu erkennen 
und zu verringern. 

Der Aufbau eines Hochwasser-Risikomanagements 
umfasst drei Phasen:

1.	Im ersten Schritt werden 
die Hochwassergefahren-
karten (HWGK) erstellt. 
In diesen Karten sind die 
überfluteten Flächen ent-
lang des Gewässers für 
unterschiedliche Jährlich-
keiten (d.h. 10-jährliches, 
50-jährliches, 100-jähr-
liches und extremes Hoch-
wasserereignis) darge-
stellt. Zum anderen sind 
die Überflutungstiefen bei 
einem statistischen hun-

dertjährlichen Hochwas-
serereignis eingezeich-
net. Ebenfalls auf den Kar-
ten dargestellt sind Ver-
dolungen, Brücken sowie 
durch Hochwasserschutz-
deiche und -mauern oder 
mobile Schutzwände ge-
schützte Bereiche.  
 
In den beiden Abbildungen 
sind Auszüge aus den aktu-
ellen Entwürfen der HWGK 
Schmiech zu sehen. 

Karte Überflutungsflächen Überflutungstiefen

Was bedeuten die Abkürzungen?

HWRM-RL	 =	 Hochwasser-Risiko-Management-Richtlinie (EU)
HWGK	 =	 Hochwassergefahrenkarten
HWRK	 =	 Hochwasserrisikokarten

Hochwasser-Rettungseinsatz 
in Schelklingen-Schmiechen.
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3.	Auf Basis der beiden 
Grundlagenkarten (HWGK 
und HWRK) werden im 
dritten und letzten Schritt 
die Hochwasser-Ma-
nagementpläne erstellt. 
Hier werden Defizite und 
Handlungsbedarf ermittelt, 
geeignete Maßnahmen 
festgelegt, ebenso Zustän-
digkeiten und Zeiträume 
für die Realisierung. Die 
Hochwasser-Management-
pläne stehen in engem 
Zusammenhang mit den 
Alarm- und Einsatzplänen, 
die schon in vielen Städ-
ten und Gemeinden vor-
handen sind.

2.	Im zweiten Schritt wer-
den die Ergebnisse aus den 
HWGK mit den in den be-
troffenen Bereichen anzu-
treffenden Nutzungen ver-
glichen. Hieraus ergeben 
sich die Hochwasserrisiko-
karten (HWRK). Sie stellen 
dar, welche der oben ge-
nannten Schutzgüter wie 
stark vom Hochwasser be-
troffen sind. Hinzu kom-
men konkrete Steckbriefe 
der betroffenen Objekte, 
beispielsweise: Schule 
oder Krankenhaus, Kläran-
lage, historisches Gebäude 
oder Industriebetrieb mit 
Nutzung von wasserge-
fährdenden Stoffen.  

QQ Verfahrensstand im 
Alb-Donau-Kreis

Im Alb-Donau-Kreis waren im 
Sommer 2012 die HWGK der 
Schmiech (Schelklingen, Allmen-
dingen und Ehingen) im Bearbei-
tungsstadium „Plausibilisierung“. 
Hier werden die Entwurfskarten 
von den Fachleuten im Land-
ratsamt und in den Kommunen 
anhand der dort vorhandenen 
Erfahrungen geprüft. Unstim-
migkeiten werden online gemel-
det. Nach einer anschließenden 
Überarbeitung durch ein Ingeni-
eurbüro werden die Karten mit ih-
rer Veröffentlichung rechtskräftig. 

Für die übrigen Gewässer 
im Alb-Donau-Kreis mit erheb-
lichem Hochwasserrisiko wer-
den bis Mitte 2013 die Ent-
wurfskarten in ein solches Ver-
fahren gehen. 

Die HWGK müssen beson-
ders sorgfältig erarbeitet wer-
den, da die Karten nicht nur 
Grundlage für die Hochwasser-
managementplanung sind, son-
dern auch Auswirkungen auf 
Einzelbauvorhaben, Bauleitpla-
nung und Anlagen mit wasserge-
fährdenden Stoffen haben. Nach 
§ 77 Abs. 1 und 2 Wassergesetz 
Baden-Württemberg gelten die 
durch die HWGK abgegrenz-
ten Überschwemmungsgebiete 
unmittelbar kraft Gesetzes. Ein 
öffentliches Festsetzungsverfah-
ren durch Rechtsverordnung des 
Landratsamts gibt es nicht mehr. 

Die Städte und Gemeinden 
werden während des Verfah-
rens (die so genannte Plausibi-

Informationskarte für Städte und 
Gemeinden im Bearbeitungsverfahren



Seite 74

Dezernat 3

Jahresbericht 2012

Umwelt- und Arbeitsschutz

Umgesetzt wurden diese Ziele 
in Arbeitsprogrammen, die von 
den Mitarbeitern der Gewer-
beaufsicht ins Werk gesetzt 
wurden. 

QQ Arbeitsprogramm „Büro“

Im Bürobereich ist der Compu-
ter das bei weitem wichtigste 

Arbeitsmittel: 76,8  Prozent der 
Beschäftigten nutzen für ih-
re Tätigkeit einen PC. Als phy-
sische Belastungsfaktoren wir-
ken einseitige Körperhaltungen 
und der Bewegungsmangel ver-
stärkend auf die Entwicklung 
von Muskel- und Skelett-Erkran-
kungen (MSE). 

Der Volkswirtschaft in 
Deutschland entstehen durch 
MSE Kosten von ca. 24  Milli-
arden Euro pro Jahr. Hiervon 
entfallen ca. 8,5  Milliarden 
Euro auf krankheitsbedingten 
Produktionsausfall und etwa 
15,4 Milliarden Euro auf den 
Verlust an Arbeitsproduktivität. 
Für die Betroffenen führen Mus-
kel- und Skelett-Erkrankungen 
oft zu subjektivem Leiden und 
vorzeitigem Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben. 

Das Ziel des Arbeitspro-
gramms „Büro“ ist die Eta-
blierung und Stärkung ei-
ner Präventionskultur in den 
Unternehmen. 

Die Mitarbeiter des Fach-
dienstes Umwelt- und Arbeits-
schutz haben in diesem Jahr 
25 Betriebe aus Branchen mit 

lisierung) in die Erstellung der 
HWGK eingebunden und kön-
nen ihre Erfahrungen und Er-
kenntnisse mit einbringen. Die-
ser Schritt ersetzt eine öffent-
liche Beteiligung. 

Ein zentraler Punkt ist die 
Einteilung der Bearbeitungsge-
biete. Sie orientieren sich an 
den Einzugsgebietsgrenzen der 
Gewässer und unterscheiden 
sich in der Regel deutlich von 
den Verwaltungsgrenzen. Es ist 
also eine grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit notwen-
dig, um einen möglichst umfas-
senden Hochwasserschutz ent-
lang des gesamten Gewässers 
gewährleisten zu können. 

In Baden-Württemberg wur-
den eigens für diesen Zweck 24 
Hochwasserpartnerschaften ge-
gründet, die das gesamte Landes-
gebiet abdecken. Der Alb-Donau-
Kreis liegt in den drei Hochwas-
serpartnerschaften „04-Donau“, 
„18-Riß-Rot-Iller“ und „23-Brenz-
region-Blau-Schmiech“. 

Arbeitsschutz

Gemeinsame Deutsche  
Arbeitsschutzstrategie

Die Gemeinsame Deutsche Ar-
beitsschutzstrategie (GDA) 

ist eine konzertierte Aktion von 
Bund, Ländern und Unfallversi-
cherungsträgern zur Stärkung von 
Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz. Über eng am be-
trieblichen Bedarf orientierte Ar-
beitsschutzziele, transparente 
und praxisgerechte Vorschriften 
und Regeln sowie zeitgemäße 
Beratungs- und Überwachungs-
konzepte sollen Anreize für die 
Betriebe geschaffen werden, auf 
allen Ebenen den betrieblichen 
Gesundheitsschutz zu stärken. 
Die Arbeitsschutzziele betreffen 
die technische Sicherheit, Unfall-
verhütung, Gesundheitsschutz, 
betriebliche Gesundheitsförde-
rung und menschengerechte Ge-
staltung der Arbeit. Sie werden 
im Konsens zwischen den Trä-
gern der Gemeinsamen Deut-
schen Arbeitsschutzstrategie und 
in enger Abstimmung mit den 
Sozialpartnern für einen Zeit-
raum von zirka drei bis fünf Jah-
ren festgelegt. Dazu werden in 
gemeinsam festgelegten Hand-
lungsfeldern Arbeitsprogramme 
durchgeführt. Für den Zeitraum 
2008 – 2012 waren folgende Ar-
beitsschutzziele festgelegt: 

Verringerung der  
Häufigkeit und Schwere von  

QQ Arbeitsunfällen 

QQ Muskel-Skelett- 
Erkrankungen 

QQ Hauterkrankungen.

Karte der landesweiten 
Hochwasserpartnerschaften.

Umweltschutz
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Ansatzpunkte für Maßnahmen 
zur Verbesserung abgeleitet. 

Die Auswertung ergab Män-
gel: Teilweise waren Arbeits-
schutzmaßnahmen und/oder 
Gefährdungsbeurteilungen nicht 
erarbeitet oder die Arbeitsplät-
ze entsprachen nicht der Bild-
schirmarbeitsplatzverordnung. 
In Zusammenarbeit mit den Mit-
arbeitern der Gewerbeaufsicht 

Umwelt- und Arbeitsschutz

vielen Büroarbeitsplätzen (Ge-
meinden, Banken, Datenverar-
beitungsbetriebe, usw.) befragt. 
Neben der Gefährdungsbeurtei-
lung und Arbeitsschutzorganisa-
tion wurde auch nach der Kom-
petenz zu gesundheitsbewusster  
Führung und der Umsetzung der 
Bildschirmarbeitsverordnung in 
den Bürobereichen gefragt. Aus 
den erhobenen Daten wurden 

im Landratsamt setzen Betriebe, 
in denen Mängel beispielsweise 
bei den Anforderungen an Bild-
schirmarbeitsplätze festgestellt 
wurden, die geforderten Verbes-
serungen nun um. Zum Nach-
weis der Wirksamkeit der Maß-
nahmen werden Veränderungen 
in den Betrieben im Vergleich 
zur Ausgangslage erfasst und 
ausgewertet.

QQ Arbeitsprogramm „Sicher fahren und transportieren“ 

Je nach Branche stehen bis zu 
einem Drittel aller Arbeitsun-

fälle in Deutschland im Zusam-
menhang mit Transport. Ursa-
chen können dabei sowohl im 
innerbetrieblichen Transport als 
auch bei Transporten im öffent-
lichen Verkehr zu finden sein. 
Mit dem Arbeitsprogramm „Si-
cher fahren und transportieren“ 
sollen diese Unfälle deutlich re-
duziert und für mehr Sicherheit 
bei berufsbedingten Transporten 
gesorgt werden.

Das Programm umfasst 
die Themenbereiche innerbe-
trieblicher Verkehr, Ladungs-
sicherung, Kurierdienst, Kraft-
fahrer, Flurförderzeuge und 
Andockstationen. 

Anhand von eigens für die 
jeweiligen Themenbereiche ent-
wickelten Gesprächsleitfäden 
und Checklisten konnten Mitar-
beiter der Gewerbeaufsicht bei 
Betriebsbesuchen Unternehmen 
gezielt informieren und beraten. 

Nach Möglichkeit wurden die 
für die sicherheitstechnische Be-
treuung zuständigen Personen in 
die Gespräche mit einbezogen. 

Bei nahezu allen Besichti-
gungen konnten schon wäh-
rend der Erörterung anhand 
mündlicher Hinweise konkrete 
Verbesserungen in den Betrie-
ben vorgeschlagen werden. 
Größere Mängel oder Verstö-
ße, beispielsweise gegen Prüf-
pflichten oder unzureichende 
Trennung von Personen- und 

Fahrzeugverkehr im Umschlag-
bereich wurden schriftlich be-
mängelt und den Betrieben eine 
Frist zur Beseitigung der Mängel 
eingeräumt. 

Repräsentativ über alle 
Branchen und Themenbereiche 
lässt sich auch beim Thema 
Transport feststellen, dass die 
Erstellung einer betrieblichen 
Gefährdungsbeurteilung insbe-
sondere in den kleineren Betrie-
ben noch erhebliche Probleme 
bereitet. 

Sicher 
befestigte Ladung.


